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Besuchsrecht der Grosseltern in zerstrittenen Verhältnissen
Sachverhalt

Ich bin seit diesem Frühling Beiständin eines 1 ½  Jahre alten Kindes. Die Mutter war zum Zeitpunkt der Geburt minderjährig. Nach einem Aufenthalt in einem Haus für Mutter und Kind setzte sie ihre Ausbildung fort. Ihre Tochter wurde während ca. 6 Monaten, bis Februar 05, von den Grosseltern väterlicherseits betreut. 
Die Beziehung zwischen den Familien war von Beginn weg sehr gespannt und belastet. Mit Volljährigkeit der Mutter wurde die Vormundschaft aufgehoben und sie hat ihre Tochter zu sich genommen. Sie ist alleinige Inhaberin der elterlichen Sorge. 
Seither tobt ein eigentlicher Krieg zwischen den beiden Familien. Insbesondere seitens der väterlichen Familie ist ein grosser Aktivismus vorhanden. So werde nicht nur ich, sondern auch die zuständige Vormundschaftsbehörde, das Departement des Innern, die Kinderärzte, umliegende Spitäler, Ombudsmann, Datenschützer etc. mit Bergen von Papieren eingedeckt. 
Über Monate habe ich mich um einen persönlichen Kontakt mit dem Kindsvater bemüht. Bisher hat er alle Angebote abgelehnt. Er verweigert jegliche Zusammenarbeit mit mir als Beiständin. Bei der Ausübung des Besuchsrechts, bzw. der Übergabe des Kindes sprechen die Eltern kein Wort zusammen oder beschimpfen sich. Der Kindsvater lebt bei seinen Eltern und ist nicht nur finanziell sondern auch emotional stark von ihnen abhängig. Wenn seine Tochter also bei ihm ist, wird sie hauptsächlich von den Grosseltern betreut. Auch die Ferien im Frühjahr haben sie zusammen verbracht. 
Das geltende Besuchsrecht ist seit kurzem so geregelt, dass die Tochter jedes 2. Wochenende beim Vater u. seinen Eltern ist. Doppelfeiertage werden gesplittet und während 2 Wochen kann er sie in die Ferien nehmen.
Nun habe die Grosseltern eine Beschwerde beim Departement des Innern eingereicht. Sie machen ein Recht geltend, auf Kontakt zu ihrer Enkeltochter, die sie während 6 Monaten betreut haben. 
Nach meinem Verständnis besteht seitens der Grosseltern kein Besuchs- oder Ferienrecht. Vielmehr wird das Kind das Recht auf einen angemessenen Kontakt zu seinen Bezugspersonen haben, solange dieser Kontakt dem Kindswohl entspricht. Da das Verhältnis zur väterlichen Familie derart zerstritten ist, würde ich eine zusätzliche Woche ablehnen. Überdies ist der Kontakt zum Vater in Frage gestellt, da er aus Sicht des Kindeswohls nicht vertretbar ist, solange der Konflikt nicht deeskaliert werden kann. 
Können Sie mir bitte mitteilen, ob meine Überlegungen rechtlich vertretbar sind?
Erwägungen

1. Ich halte Ihre rechtliche Beurteilung für korrekt. Das Besuchsrecht steht primär den Eltern zu (Art. 273 ZGB). Derjenige Elternteil, welcher keine elterliche Sorge oder Obhut hat, hat Anspruch auf persönlichen Verkehr (Art. 273 ZGB), soweit dadurch das Kindeswohl nicht gefährdet ist (Art. 274 Abs. 2 ZGB). 

2. Anderen Personen, insbesondere Verwandten, kann beim Vorliegen ausserordentlicher Umstände, ebenfalls ein Besuchsrecht eingeräumt werden (Art. 274a ZGB). Das ist aber nur unter qualifizierten Bedingungen der Fall
a. Es besteht zwischen Kind und den Dritten eine Sonderbeziehung, welche ungefähr den „nahe stehenden Personen“ beim FFE (Art. 397d ZGB) entspricht (C. Hegnauer, Berner Kommentar, N9 zu Art. 274a ZGB). In sozialpsychischer Hinsicht ist das Kind mit ihnen in ähnlicher Weise verbunden wie mit den Eltern.
b. Das Besuchsrecht wird allein durch das Interesse des Kindes gerechtfertigt (Hegnauer, a.a.O. N15 ff.). An dieser Voraussetzung gebricht es zum Vorneherein, wenn nachteilige Auswirkungen auf das Kind oder unzumutbare Belastungen für die Inhaberin der Obhut zu befürchten ist (BGE 108 II 344; ZVW 1980 S. 63, 66 Nr. 4).
c. Es liegen ausserordentliche Umstände vor: Das trifft namentlich dann zu, wenn der besuchsberechtigte Elternteil sein Besuchsrecht auf Dauer nicht ausüben kann (z.B. weil er verstorben oder aus irgendeinem Grund kontaktunfähig ist). Dem besuchsbelasteten, obhutsberechtigten Elternteil soll aber nicht zugemutet werden, neben dem Besuchsrecht des andern Elternteils auch noch ein solches Dritter dulden zu müssen (Hegnauer, BK N 21 zu Art. 274a ZGB).

3. Zwar sind Kinder mit ihren Grosseltern von Gesetzes wegen familiär verbunden, unter ihnen besteht auch eine Beistandspflicht (Art. 272 ZGB) und die Pflicht zur Verwandtenunterstützung (Art. 328 f. ZGB), weshalb in der Regel ohne weiteres auf eine Sonderbeziehung geschlossen werden kann. Den Anspruch auf persönlichen Verkehr können sie aber wie dargestellt nicht allein aus diesem Umstand ableiten, sondern nur aus der Interessenlage des Kindes. Die Mutter, welcher die elterliche Sorge obliegt, entscheidet im Rahmen ihrer Kompetenzen, welche Kontakte sie wünscht und dem Kind für zuträglich hält, und sie hält das Kind mit Recht vor Beziehungen fern, welche für es eine starke Belastung darstellen können. Ein stark zerstrittenes Umfeld verschafft einem Kleinkind keine Atmosphäre der Geborgenheit, des Vertrauens und sicheren Orientierung, weshalb mit der behördlichen Absicherung von Besuchsrechten Dritter unter den geschilderten Verhältnissen höchste Vorsicht geboten scheint.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 5. September 2005
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